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Vertrag mit Portugal 
über die 

Benutzung portugiesischer Gewässer und Häfen 
durch das N.S. „Otto Hahn" 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Eine feste Völkerrechtspraxis bezüglich des Rechtes, mit 
Reaktorschiffen fremde Hoheitsgewässer zu befahren, hat sich 
noch nicht gebildet. Es ist daher notwendig, dem ersten deut- 
schen Reaktorschiff, der „Otto Hahn", das Anlaufen fremder 
Häfen durch den Abschluß bilateraler Verträge zu ermöglichen. 


B. Lösung 

Der am 29. Januar 1971 abgeschlossene Vertrag ermöglicht es 
der „Otto Hahn", portugiesische Häfen anzulaufen, um Erz- 
transporte durchzuführen. Das Abkommen enthält Sicherheits- 
bestimmungen und Haftungsregelungen für den Fall eines 
nuklearen Schadens. Es entspricht im wesentlichen einem be- 
reits früher abgeschlossenen Vertrag mit den Niederlanden. 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

Es entstehen keine Kosten. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler 4 Oktober 1971 

14 (III/l) ^272 20 - Ve 3/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 29. Januar 1971 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Por- 
tugiesischen Republik über die Benutzung 
portugiesischer Gewässer und Häfen durch 
N.S. „Otto Hahn“ 


mit Begründung. 

Der Text des Vertrages, der Wortlaut der in den Artikeln 14 
und 15 des Vertrages in bezug genommenen Bestimmungen des 
Brüsseler Übereinkommens vom 25. Mai 1962 über die Haftung 
der Inhaber von Reaktorschiffen und die Denkschrift zum Ver- 
trag sind gleichfalls beigefügt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern für Bildung und 
Wissenschaft, des Auswärtigen und für Verkehr gemeinsam 
erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 371. Sitzung am 1. Oktober 1971 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Brandt 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 29. Januar 1971 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Portugiesischen Republik 
über die Benutzung portugiesischer Gewässer und Häfen 
durch N.S. „Otto Hahn" 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 29. Januar 1971 Unterzeichneten 
Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Portugiesischen Republik über die Benut- 
zung portugiesischer Gewässer und Häfen durch N.S. 
„Otto Hahn“ wird zugestimmt. Der Vertrag sowie 
die in den Artikeln 14 und 15 des Vertrages in 
bezug genommenen Bestimmungen des Brüsseler 
Übereinkommens vom 25. Mai 1962 über die Haf- 
tung der Inhaber von Reaktorschiffen werden nach- 
stehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem 
Artikel 25 Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Der Vertrag bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes der Zustimmung der für die 
Bundesgesetzgebung zuständigen Körperschaften in 
der Form eines Bundesgesetzes, da er sich auf Ge- 
genstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Da das Brüsseler Übereinkommen vom 25. Mai 1962 
über die Haftung der Inhaber von Reaktorschiffen 
für die Bundesrepublik Deutschland nicht in Kraft 
getreten ist, werden die in bezug genommenen Be- 
stimmungen dieses Übereinkommens nachstehend 
veröffentlicht. 

Zu Artikel 2 

Der Vertrag soll auch auf das Land Berlin Anwen- 
dung finden; das Gesetz enthält daher die übliche 
Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag 
nach seinem Artikel 25 Abs. 2 in Kraft tritt, im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Ausführung des Gesetzes nicht unmittelbar mit 
Kosten belastet. Eine finanzielle Belastung des Bun- 
des gern. Artikel 17 des Vertrages entsteht nur bei 
Eintritt eines nuklearen Schadens, der nach den 
bisherigen Erfahrungen als unwahrscheinlich anzu- 
sehen ist. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Portugiesischen Republik 
über die Benutzung portugiesischer Gewässer und Häfen 
durch N.S. „Otto Hahn" 

Tratado 

entre a Repüblica Federal da Alemanha e a Repüblica Portuguesa 
sobre a utiliza(;äo de äguas e portos portugueses pelo N/N "Otto Hahn" 


DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DIE PORTUGIESISCHE REPUBLIK, 

in dem Wunsche, im beiderseitigen Interesse die fried- 
liehe Nutzung der Kernenergie in der Handelssdiiffahrt 
zu fördern, 


SIND WIE FOLGT UBEREINGEKOMMEN: 

Artikel 1 

In diesem Vertrag bedeuten die nachfolgenden Begriffe: 

a) „Portugiesische Gewässer" — die Wasserfläche ent- 
lang den portugiesischen Küsten in einer Breite von 
zwölf Seemeilen, gemessen von der Basislinie, wie 
sie nach dem Genfer Übereinkommen von 1958 über 
das Küstenmeer und die Anschlußzone ermittelt 
wird} 

b) „Schiffssicherheitsvertrag" — das Internationale Über- 
einkommen von 1960 zum Schutz des menschlichen 
Lebens auf See; 

c) „Konferenz" — die Internationale Konferenz von I960 
zum Schutz des menschlichen Lebens auf See,* 

d) „Brüsseler Übereinkommen" — das Übereinkommen 
über die Haftung der Inhaber von Reaktorschiffen, 
das am 25. Mai 1962 in Brüssel zur Unterzeichnung 
aufgelegt wurde; 

e) „Schiff" — das Reaktor-Schiff N.S. „Otto Hahn". 


Artikel 2 

(1) Jedes Anlaufen portugiesischer Gewässer, jeder 
Aufenthalt in portugiesischen Häfen und deren Benut- 
zung durch das Schiff bedürfen der vorherigen Zustim- 
mung der portugiesischen Regierung, 

(2) Inhaber des Schiffes ist die „Gesellschaft für Kern- 
energieverwertung in Schiffbau und Schiffahrt m. b. H., 
Hamburg", die in diesem Vertrag als „Inhaber“ bezeich- 
net wird. 


(3) Falls sich der Inhaber des Schiffes ändert, wird die 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland die Portugie- 
sische Regierung unverzüglich unterrichten. 


A REPÜBLICA FEDERAL DA ALEMANHA 

e 

A REPÜBLICA PORTUGUESA, 


no desejo de fomentarem, no Interesse mütuo, o apro- 
veitamento pacifico da energia nuclear, na marinha mer- 
cante. 


CONVIERAM NO SEGUINTE: 

Artigo 1 

Para os fins do presente tratado, entendem-se por: 

a) "Aguas portuguesas" — A faixa de mar ao longo das 
costas portuguesas, numa largura de 12 (doze) milhas 
näuticas, medidas a partir da linha de base, como se 
encontra definida nos termos da Convencäo sobre 
Mar Territorial e Zona Contigua, de Genebra, 1958; 

b) "Convengäo da Salvaguarda" — A Convencäo inter- 
nacional para a salvaguarda da vida humana no mar, 
I960; 

c) "Conferencia" — A Conferencia internacional para a 
salvaguarda da vida humana no mar, I960; 

d) "Convencäo de Bruxelas" — A Convencäo sobre a 
responsabilidade dos armadores de navios nucleares 
que, em 25 de Maio de 1962, foi apresentada para 
assinatura em Bruxelas ; 

e) "Navio" — navio nuclear N/N "Otto Hahn". 

Artigo 2 

(1) Cada entrada em äguas portuguesas e cada escala 
em portos portugueses e sua utilizaeäo pelo “Navio” 
estäo sujeitas a previa autorizacao do Governo portugues. 

(2) O armador do Navio e a Companhia de Utilizaeäo 
de Energia Nuclear nas Construcöes Navais e Navega- 
Cäo, Limitada, de Hamburgo ("Gesellschaft für Kem- 
energieverwertung in Schiffbau und Schiffahrt m.b.H., 
Hamburg"), que neste tratado serä designada por "Arma- 
dor". 

(3) Se houver mudanca de armador, o Governo da Re- 
püblica Federal da Alemanha notificarä imediatamente 
o Governo portugues. 
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Artikel 3 

Soweit nicht in diesem Vertrag ausdrücklich etwas 
anderes bestimmt ist, unterliegen die Besuche in portu- 
giesischen Gewässern und Häfen durch das Schiff den 
Grundsätzen und Verfahren, wie sie in Kapitel VIII des 
Schiffssicherheitsvertrages und in Anlage C der Schluß- 
akte der Konferenz niedergelegt sind. 

Artikel 4 

(1) Der Inhaber wird die Erlaubnis zur Benutzung des 
oder der Ankerplätze oder des oder der Häfen beantra- 
gen, die das Schiff zu besuchen beabsichtigt. 

(2) Die Portugiesische Regierung bestimmt den oder 
die Ankerplätze oder den oder die Häfen, die angelaufen 
werden dürfen. Sie bestimmt weiterhin die zuständigen 
Behörden, welche die in jedem Fall für Fahrt, Manöver 
und Aufenthalt des Schiffes an jedem Ankerplatz oder 
Hafen anzuwendenden Bestimmungen erlassen und ihre 
Erfüllung überprüfen; sie legt ferner fest, welche Behör- 
den für die gemäß Kapitel VIII, Regel 11 des Schiffs- 
sicherheitsvertrages vorzunehmenden besonderen Kon- 
trollen zuständig sind. 

Artikel 5 

(1) Der Inhaber wird den Sicherhei' bericht und die 
Bedienungsanweisung für die Kernenergieanlage des 
Schiffes gemäß den Vorschriften des Kapitels VIII, Re- 
gel 7 und 8 des Schiffssicherheitsvertrages und den 
Empfehlungen von Anlage C der Schlußakte der Kon- 
ferenz vorlegen. 

(2) Die Portugiesische Regierung unterrichtet die Re- 
gierung der Bundesrepublik Deutschland nach Prüfung 
des Sicherheitsberichts und nach Eingang des Antrages 
des Inhabers gemäß Artikel 4 dieses Vertrages, welchen 
Ankerplatz oder welche Ankerplätze oder welchen Hafen 
oder welche Häfen das Schiff während des beantragten 
Besuchs in Übereinstimmung mit diesem Vertrag und 
den weiter zu vereinbarenden Bedingungen anlaufen und 
benutzen darf. 

Artikel 6 

(1) Die Portugiesische Regierung wird jeweils die ent- 
sprechenden Bestimmungen erlassen, die dem Schiff das 
Anlaufen und den Aufenthalt an dem für jeden Besuch 
zugelassenen Ankerplatz oder Ankerplätzen oder Hafen 
oder Häfen ermöglichen. 

(2) Die Kontrolle des Zutritts zu dem Schiff obliegt 
dem Kapitän. Besondere Regeln, die sich auf den Besudi 
des- Schiffs beziehen, werden von dem Kapitän im Ein- 
vernehmen mit den zuständigen portugiesischen Behörden 
erlassen. 

(3) Der Kapitän des Schiffes hat die örtlichen Vor- 
schriften zu beachten, soweit diese nicht in Widerspruch 
zum Sicherheitsbericht und der Bedienungsanweisung für 
die Kernenergieanlage stehen. Der Kapitän des Schiffes 
hat ferner den Weisungen der zuständigen örtlichen Be- 
hörden zu folgen, sofern diese Weisungen nicht nach 
seiner Auffassung die Sicherheit der Kernenergieanlage 
gefährden. Falls er ihnen aus diesem Grunde nicht folgen 
kann, hat er die zuständigen Stellen der Portugiesischen 
Regierung unverzüglich zu unterrichten. Die zuständigen 
portugiesischen Behörden überwachen die Erfüllung ihrer 
Bestimmungen und Weisungen und können im Falle der 
Nichterfüllung das unverzügliche Verlassen der portu- 
giesischen Gewässer oder Häfen durch das Schiff ver- 
langen. 

(4) Der Kapitän des Schiffs wird die örtlichen Be- 
hörden unverzüglich über jedes Ereignis unterrichten, das 
die genehmigte Liegezeit des Schiffs verlängern könnte. 


Artigo 3 

Se o presente tratado näo determinar expressamente 
o contrario, as visitas a äguas e portos portugueses pelo 
Navio obedeceräo aos principios e procedimentos estabe- 
lecidos no capitulo VIII da Convengäo da Salvaguarda e 
no Anexo C da Acta Final da Conferencia. 


Artigo 4 

(1) O Armador deverä requerer a permissäo para a 
utilizacäo do ancoradouro ou ancoradouros, ou do porto 
ou portos, que o Navio deseja visitar. 

(2) Ao Governo portugues cabe definir o ancoradouro 
ou ancoradouros ou o porto ou portos que poderäo ser 
visitados, determinando alem disso as autoridades com- 
petentes para a fixagäo e verificagäo do cumprimento 
das normas a aplicar em cada caso, tanto na navegagao 
como nas manobras e estadia em cada ancoradouro ou 
porto, bem como a fiscalizagao especial a exercer nos 
termos da regra 11 do capitulo VIII da Convengäo da 
Salvaguarda. 

Artigo 5 

(1) O Armador apresentarä a documentagäo de segu- 
ranga e o manual de condugäo da instalagäo nuclear do 
Navio, de acordo com as disposigöes das regras 7 e 8 
do capitulo VIII da Convengäo da Salvaguarda e com 
as recomendagöes do Anexo C da Acta Final da Confe- 
rencia. 

(2) Apös a apreciagäo da documentagäo de seguranga 
e de se ter recebido requerimento do Armador, conforme 
se estipula no artigo 4 deste tratado, o Governo portu- 
gues notificarä o Governo da Repüblica Federal da Ale- 
manha de quäl o ancoradouro ou ancoradoures ou porto 
ou portos, que o navio poderä demandar e utilizar durante 
a visita requerida, em conformidade com o presente tra- 
tado e com as deraais condigöes que Ihe forem fixadas. 


Artigo 6 

(1) O Governo portugues elaborarä as normas, adequa- 
das a cada caso, que possibilitaräo ao Navio demandar 
e permanecer no ancoradouro ou ancoradouros, porto ou 
portos, autorizados para cada visita. 

(2) Cabe ao capitäo do Navio controlar a entrada a 
bordo do Navio. Regras especiais relatives äs visitas ao 
Navio seräo elaboradas pelo respectivo capitäo, de 
acordo com as autoridades portuguesas competentes. 

(3) O capitäo do Novio terä de obedecer äs regras 
locais desde que estas näo väo contra o estipulado na 
documentagäo de seguranga e no manual de condugäo da 
instalagäo nuclear. Alem disso, o capitäo do Navio obe- 
decerä äs ordens das autoridades locais competentes, 
desde que aquelas, na opiniäo daquele capitäo, näo po- 
nham em risco a seguranga da instalagäo nuclear. Caso, 
por este risco, julgue näo poder acatä-las, deverä infor- 
mar imediatamente as autoridades competentes do Go- 
verno portugues. As autoridades portuguesas competen- 
,tes zelam pelo cumprimento das suas normas e ordens, 
e poderäo exigir a imediata saida do Navio de äguas ou 
portos portugueses, no caso de näo cumprimento. 


(4) O capitäo do Navio informarä imediatamente as 
autoridades locais de qualquer acontecimento que pre- 
veja possa vir a proiongar a estadia autorizada para o 
Navio. 
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A r l i k e 1 7 

Sofort nach dem Einlaufen des Schiffs in portugiesische 
Gewässer haben die zuständigen portugiesischen Be- 
hörden das Recht auf normalen Zugang zum Schiff. Sie 
erhalten ferner Zugang zu den Maschinentagebüchern 
und der Bedienungsanweisung für die Kernenergieanlage, 
um ihnen die Beurteilung zu ermöglichen, ob das Schiff 
in Übereinstimmung mit der Bedienungsanweisung be- 
trieben worden ist und betrieben wird, sowie zum 
Zwecke der besonderen Kontrollen gemäß Artikel VIII, 
Regel 1 1 des Schiffssicherheitsvertrages und den Empfeh- 
lungen von Anlage C der Schlußakte der Konferenz. 

Artikel 8 

Der Inhaber trifft alle notwendigen Vorkehrungen, um 
während des Aufenthaltes des Schiffes in portugiesischen 
Gewässern oder Häfen das Ablassen radioaktiver Erzeug- 
nisse oder Abfälle zu verhindern, sofern nicht die zu- 
ständigen portugiesischen Behörden einem Ablassen 
radioaktiver Erzeugnisse oder Abfälle ausdrüddich vor- 
her zugestirnmt haben. 

Artikel 9 

(1) Es dürfen nur solche Auftragnehmer mit der War- 
tung, mit Reparaturen oder mit Dienstleistungen an der 
Kernenergieanlage in portugiesischen Gewässern oder 
Häfen beauftragt w^erden, die zur Durchführung dieser 
Tätigkeiten geeignet sind und die die zuständigen por- 
tugiesischen Behörden in jedem Einzelfall ausdrücklich 
zur Leistung dieser Dienste zugelassen haben. 

(2) Die zuständigen portugiesischen Behörden müssen 
von jeder derartigen Wartung, Reparatur oder Dienst- 
leistung an der Kernenergieanlage, die in portugiesischen 
Gewässern oder Häfen vorgenommen werden soll, unter- 
richtet werden. Reparaturen von besonderer Bedeutung 
oder solche, die die vereinbarte Liegezeit des Schiffs 
verlängern, oder die die Fähigkeit des Schiffs, aus eige- 
ner Kraft zu fahren, beeinflussen, bedürfen in jedem 
Fall einer ausdrücklichen Genehmigung der zuständigen 
portugiesischen Bcdrörclen. 


A 1 ' I i k e 1 10 

Ereignet sich ein die Umgebung nniglicherweise ge- 
iährdender Unfall, während sich das Schiff in portu- 
giesischen Gewässern oder Häfen befindet oder diese 
ansteuert, so hat der Kapitän des Schiffes den zustän- 
digen portugiesischen Behörden sofort einen Bericht nach 
Kapitel VIII, Regel 12 des Schiffssicherheitsvertrages zu 
erstatten. 

Artikel 11 

(1) Wenn nach der Auffassung der zuständigen portu- 
giesischen Behörden eine unmittelbar drohende, ernste 
Gefahr für die Umgebung des Schiffs vorhanden ist, 
während es sich in portugiesischen Gewässern oder 
Häfen befindet oder diese ansteuert, hat der Kapitän des 
Schiffs den Weisungen dieser Behörden zu folgen. 

(2) Falls er diesen Weisungen aus Sicherheitsgründen 
nicht folgen kann, hat er die zuständigen Stellen der 
portugiesischen Regierung unverzüglich zu unterrichten. 
Die zuständigen portugiesischen Behörden haben in allen 
Fällen das Recht, dem Schiff das Einlaufen in portugie- 
sische Gewässer oder den weiteren Aufenthalt in diesen 
Gewissem zu untersagen. 

Artikel 12 

(1) Falls das Schiff in portugiesischen Gewässern oder 
Häfen strandet, aufläuft oder untergeht, können die zu- 


Artigo 7 

Logo que o Navio entre em äguas ou portos portugue- 
ses as autoridades portuguesas competentes tem direito 
de acesso normal ao Navio, Ser-lhes-ä tambem facultado 
exame dos diärios de mäquinas e do manual de condueäo 
da instalacäo nuclear, de modo a poderem julgar se o 
Navio tem sido e estä sendo conduzido de acordo com 
esse manual, e de modo a satisfazer a regra 11 do capi- 
tulo VIII da Convencäo da Salvaguarda e as recomen- 
daeöes do Anexo C da Acta Final da Conferencia. 


A r t i g o 8 

O Avmador tomarä todas as providencias necessärias 
para que se näo faca, enquanto o Navio estiver em äguas 
ou portos portugueses, qualquer evacuaeäo de produtos 
ou residuos radioactivos, a menos que as autoridades por- 
tuguesas competentes tenham para isso dado previa 
autorizaeäo expressa. 


A r t i g 0 9 

(1) So poderäo ser incumbidas da manutencao, de re- 
paraeöes ou servicos na instalacäo nuclear, em äguas ou 
portos portugueses, as pessoas que tenham sido expres- 
samente autorizadas, em cada caso, como contratantes 
adequados, para a execucao de tais trabalhos, pelas 
autoridades portuguesas competentes. 

(2) As autoridades portuguesas competentes deverao 
ser previamente informadas de cada trabalho de manu- 
tencäo, reparaeäo ou servigo na instalacäo nuclear, que 
se pretenda efectuar em äguas ou portos portugueses. 
Quaisquer reparacöes de importäncia especial ou que 
possam proiongar a duraeäo que tinha sido fixada para 
a estadia do Navio em äguas ou portos portugueses, ou 
afectar as possibilidades de o Navio se deslocar pelos 
seus proprios meios, sö poderäo ser efectuadas depois 
de expressamente autorizadas, em cada caso, pelas auto- 
ridades portuguesas competentes. 

A r t i g o 10 

No caso de se produzir qualquer acidente susceptivel 
de criar perigo na vizinhanca do Navio, enquanto este 
se encontre em äguas ou portos portugueses, ou delas se 
aproxime, o capitao do Novio deve avisar imediatamente 
as autoridades portuguesas competentes, nos termos da 
regra 12 do Capitulo Vdll da Convencäo da Salvaguarda. 


Artige) 11 

(1) Se, no entender das autoridades portuguesas com- 
petentes, existir perigo grave e iminente para a vizi- 
nhanca do Navio enquanto este se encontre em äguas 
ou portos portugueses ou se aproxime delas, o capitäo 
do Navio terä de obedecei as instrucöes daquelas auto- 
ridades. 

(2) Se, por razöes de seguranca, näo puder obedecer 
äquelas instrucöes, deverä informar imediatamente as 
autoridades competentes do Governo portugues. Em todos 
OS casos, as autoridades portuguesas competentes tem 
o direito de proibir ao Navio a entrada em äguas portu- 
guesas ou a continuaeäo da sua estadia nessas äguas. 

Artige 12 

(1) No caso do Navio encalhar, enxorrar ou afundar-se 
em äguas ou portos portugueses, as autoridades portu- 
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ständigen portugiesischen Behörden die nach ihrer Auf- 
fassung zur Vermf^idung eines drohenden nuklearen 
Schadens notwendigen Maßnahmen aut Kosten des In- 
habers treffen, wenn und insoweit diese von den por- 
tugiesischen Behörden genehmigten Maßnahmen nicht 
vom Inhaber oder der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland getroffen werden. 

(2) Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland wird 
auf Wunsch der portugiesischen Regierung kostenlos 
jede ihr mögliche personelle und sachliche Hilfe dazu 
leisten. 

(3) Die Befugnisse der portugiesischen Behörden betref- 
fend die Beseitigung von Schiffahrtshindernissen und 
Wracken bleiben unberührt. 

Artikel 13 

In den Fällen, die dieser Vertrag nicht vorsieht, be- 
hält sich die portugiesische Regierung das Recht vor, 
nach Abstimmung mit dem Kapitän des Schiffes Maß- 
nahmen zur Gewährleistung der Sicherheit des Schiffes 
und seiner Regierung zu treffen. 

Artikel 14 

In diesem Vertrag haben die Begriffe „Inhaber", „Kern- 
brennstoff", „radioaktive Erzeugnisse oder Abfälle", „nu- 
klearer Schaden" und „nukleares Ereignis" die gleiche 
Bedeutung wie in Artikel I, Nummer 4, 5, 6, 7 und 8 des 
Brüsseler Übereinkommens. 

Artikel 15 

Die Haftung für einen nuklearen Schaden, der durch 
ein nukleares Ereignis verursacht worden ist, das auf 
Kernbrennstoffe des Schiffes oder auf radioaktive Erzeug- 
nisse oder Abfälle, die auf dem Schiff erzeugt wurden, 
zurückzuführen ist, richtet sich nach den Artikeln II, III, 
Absatz 1, IV, Vni und X, Absatz 1 und 2 des Brüsseler 
Übereinkommens sowie den folgenden Artikeln dieses 
Vertrages, jedoch mit der Maßgabe, daß die in Arti- 
kel III Absatz 1 des Brüsseler Übereinkommens erwähnte 
Haftung auf DM 400 Millionen (in Worten: vierhundert 
Millionen) beschränkt wird. 

Artikel 16 

(1) Schadensersatzansprüche gemäß Artikel 15 dieses 
Vertrages erlöschen, wenn nicht binnen zehn Jahren nach 
dem nuklearen Ereignis Klage erhoben wird. 

(2) Ist ein nuklearer Schaden durch Kernbrennstoffe 
oder durch radioaktive Erzeugnisse oder Abfälle ver- 
ursacht worden, die gestohlen, verloren oder über Bord 
geworfen worden sind oder deren Besitz aufgegeben 
worden ist, so wird die in Absatz 1 bestimmte Frist vom 
Zeitpunkt des nuklearen Ereignisses, das den nuklearen 
Schaden verursacht hat, an berechnet; die Frist läuft 
jedoch spätestens zwanzig Jahre nach dem Diebstahl, dem 
Verlust, dem überbordwerfen oder der Besitzaufgabe ab. 

(3) Sofern die in den Absätzen 1 und 2 bestimmte Frist 
nicht überschritten wird, gilt für den Schadensersatz- 
anspruch eine Verjährungsfrist von fünf Jahren von dem 
Zeitpunkt an, zu dem die Person, die Ansprüche wegen 
eines nuklearen Schadens erhebt, von dem Schaden und 
von der Person des Haftpflichtigen Kenntnis erlangt hat 
oder zumutbararweise hätte haben müssen. 

(4) Eine Person, die behauptet, einen nuklearen Schaden 
erlitten zu haben und innerhalb der nach diesem Artikel 
maßgebenden Frist eine Schadensersatzklage erhoben hat, 
kann ihre Klage wegen einer Vergrößerung des Schadens 


guesas competentes tem o direito de tomar, a expensas 
do Arniador, todas as medidas, em seu entender neces- 
särias, para evitar um dano nuclear iminente, a menos 
que as medidas, aprovadas pelas autoridaes portuguesas, 
sejam levadas a efeito pelo Armador ou pelo Governo 
da Repiiblica Federal da Alemanha. 

(2) O Governo da Repüblica Federal da Alemanha 
prestarä gratuitamente para esse fim, a pedido do Go- 
verno da Repüblica Portuguesa, toda a assistencia pos- 
sivel, em pessoal e material. 

(3) O disposto neste tratado em nada afectarä os direi- 
tos das autoridades portuguesas em materia de remo^äo 
de obstäculos ä navegat^äo e navios naufragados. 

Artigo 13 

Nos casos näo previstos neste tratado, o Governo da 
Repüblica Portuguesa reserva-se o direito te tomar, de- 
pois de consultado o capitäo do Navio, todas as medi- 
das necessärias ä garantia da seguran^a do Navio e da 
sua vizinhan(;a. 

Artigo 14 

No presente tratado, os conceitos de "armador", "com- 
büstivel nuclear", "produto ou residuo radioactivo", 
"dano nuclear" e "acidente nuclear" teräo os significa- 
dos difinidos no artigo I, nümeros 4, 5, 6, 7 e 8, da Con- 
venc^äo de Bruxelas, 

Artigo 15 

A responsabilidade por dano nuclear, motivado por 
um acidente nuclear em que estejam implicados o com- 
bustivel nuclear do Navio ou os produtos ou residuos 
radioactivos produzidos no Navio, serä regulada pelo 
artigo II, pelo nümero 1 do artigo III, pelos artigos IV 
e VIII e pelos nümeros 1 e 2 do artigo X da Conven(;äo 
de Bruxelas, bem como pelos artigos seguintes do pre- 
sente tratado, sob a condi(;äo, no entanto, de o limite de 
responsabilidade, referido no nümero 1 do artigo III da 
Convencäo de Bruxelas, ser de DM 400.000.000 (quatro- 
centos milhöes de marcos alemäes). 

Artigo 16 

(1) O direito ä reivindica(;äo da indemniza^äo prevista 
no artigo 15 do presente tratado, caduca se a respectiva 
ac(;äo näo for intentada nos dez anos seguintes a contar 
da data do acidente nuclear. 

(2) Quando um dano nuclear e motivado por combusti- 
veis nucleares ou por produtos ou residuos radioactivos 
que tenham sido furtados, perdidos, lan(;ados de bordo, 
ou abandonados, o prazo, referido no parägrafo 1 do pre- 
sente artigo, e calculado a partir da data do acidente 
nuclear que motivou o dano nuclear, mas esse prazo 
näo pode, em qualquer caso, ser superior a vinte anos, 
contados a partir da data daquele furto, perda, lanca- 
mento ou abandono. 

(3) Sem que, em qualquer caso, possam ser excedidos 
os prazos definidos nos parägrafos 1 e 2 do presente 
artigo, e estabelecido um prazo de prescrigäo de cinco 
anos para o direito ä reivindica^äo da indemnizaqäo, a 
contar da data em que a pessoa, que fizer uma reivindi- 
caepäo por dano nuclear, teve ou deveria razoävelmente 
ter tido conhecimento do dano que sofreu e da pessoa 
que e por eie responsävel. 

(4) Toda a pessoa, que declare ter sofrido um dano 
nuclear e que tenha intentado uma accäo de reparaeäo 
no prazo aplicävel nos termos do presente artigo, pode 
modificar o seu pedido com fundamento no agravamento 
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auch nach Ablauf dieser Frist erweitern, solange noch 
kein rechtskräftiges Urteil ergangen ist. 

Artikel 17 

Die Bundesrepublik Deutschland stellt die Erfüllung der 
Schadensersatzansprüche für nukleare Schäden, die ge- 
mäß diesem Vertrag gegen den Inhaber geltend gemacht 
werden, sicher, indem sie die notwendigen Mittel bis 
zu einem Höchstbetrag von DM 400 Millionen (in Worten: 
vierhundert Millionen) bereitstellt, soweit die Mittel, die 
aus Versicherungen oder sonstigen finanziellen Sicher- 
heiten verfügbar sind, zur Erfüllung der Schadensersatz- 
ansprüche nicht ausreichen. 


Artikel 18 

Vorschriften des nationalen oder internationalen Rechts 
über die Beschränkung der Reederhaftung sind auf An- 
sprüche nach diesem Vertrag nicht anzuwenden. 


Artikel 19 

(1) Jedes rechtskräftige Urteil eines portugiesischen 
Gerichts, das aufgrund eines nuklearen Ereignisses ergan- 
gen ist, welches durch das Schiff verursacht worden ist, 
wird in der Bundesrepublik Deutschland anerkannt, wenn 
das portugiesische Gericht nach Artikel X Absatz 1 des 
Brüsseler Übereinkommens zuständig war. 

(2) Die Anerkennung darf nur versagt werden, wenn 

a) die gerichtliche Entscheidung durch betrügerische 
Machenschaften erlangt worden ist oder 

b) dem Inhaber keine angemessene Gelegenheit zur Ver- 
tretung seiner Sache vor Gericht gegeben worden ist. 

(3) Die Begründetheit des dem Urteil zu Grunde liegen- 
den Anspruchs unterliegt keiner weiteren gerichtlichen 
Nachprüfung. 

(4) Wird die Vollstreckung einer anerkannten rechts- 
kräftigen gerichtlichen portugiesischen Entscheidung nach 
den gesetzlichen Förmlichk'^iten der Bundesrepublik 
Deutschland beantragt, so ist die Entscheidung in gleicher 
Weise zu vollstrecken, als handelte es sich um die Ent- 
scheidung eines deutschen Gerichts. 


Artikel 20 

Die Artikel 15 bis 19 dieses Vertrages gelten für nu- 
kleare Schäden, die innerhalb der portugiesischen Ge- 
wässer oder innerhalb des portugiesischen Hoheitsge- 
bietes eintreten, wenn das nukleare Ereignis 

a) innerhalb portugiesischer Gewässer oder innerhalb 
portugiesischen Hoheitsgebietes oder 

b) außerhalb portugiesischer Gewässer auf einer Fahrt 
zu oder von einem portugiesischen Hafen oder zu 
oder aus portugiesischen Gewässern eingetreten ist. 


Artikel 21 

Werden durch das Inkrafttreten eines mehrseitigen 
internationalen Abkommens oder durch die nationale 
Gesetzgebung einer der Vertragsparteien Angelegen- 
heiten geregelt, die in diesem Vertrag geregelt worden 
sind, so werden die Vertragsparteien rechtzeitig Ver- 
handlungen zur Überprüfung des Vertrages aufnehmen. 


do dano, mesmo depois de decorrido aquele prazo, en- 
quanto nao for proferido um julgamento definitive. 


A r t i g o 17 

A Repüblica Federal da Alemanha assegurarä a satisfa- 
gäo das reivindicagöes de indemnizagäo por danos 
nucleares que, de acordo com o presente tratado, tenham 
sido julgadas välidas contra o Armador, fornecendo as 
quantias necessärias ate um montante mäximo de DM 
400.000.000 (quatrocentos milhöes de marcos alemäes) na 
medida em que as quantias disponiveis, provenientes de 
seguro ou de outras garantias financeiras näo venham 
a ser suficientes para a satisfagao das indemnizagöes 
devidas. 


Artige 18 

As disposigöes de direito interne ou internacional 
sobre limitagao de responsabilidade do armador, näo po- 
dem ser aplicadas a reivindicagoes feitas nos termos do 
presente tratado. 


Artige 19 

(1) Todo o julgamento difinitivo pronunciado por tribu- 
nal portugues competente, nos termos do nümero 1 do 
artigo X, da Convengäo de Bruxelas, em virtude de aci- 
dente nuclear motivado pelo Navio, serä reconhecido 
no territörio da Repüblica Federal da Alemanha. 

(2) Esse reconhccimento so poderä ser recusado se: 

a) o julgamento for obtido fraudulentamente; ou 

b) ao Armador näo tiver sido facultado apresentar a siia 
defesa. 

(3) O merito da causa, sobre que rccaiu o julgamento, 
näo poderä ser objecto da nova apreciagäo judicial. 

(4) Todo o julgamento definitivo de um tribunal portu- 
gues, que for reconhecido e cuja execugäo for requerida 
pela forma prevista pelas leis da Repüblica Federal da 
Alemanha, serä executörio, como se se tratasse de um 
julgamento de um tribunal da Repüblica Federal da Ale- 
manha, 


Artigo 20 

Os artigos 15 a 19 do presente tratado valem para da- 
nos nucleares ocorridos nas äguas portuguesas ou em 
territörio portugues se o acidente nuclear tiver ocorrido: 

a) dentro das äguas portuguesas ou do territörio portu- 
gues, ou 

b) fora das äguas portuguesas numa viagem para ou de 
um porto portugues, ou para ou de äguas portuguesas. 


Artigo 21 

Se, pela entrada em vigor de um acordo internacional 
multilateral ou pela legislagäo nacional de uma das par- 
tes contratantes, forem regulados assuntos, jä regulados 
no presente tratado, as partes contratantes iniciaräo opor- 
tunamente negociagoes para a revisäo do presente tra- 
tado. 
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Artikel 22 

(1) Unbeschadet der Bestimmungen von Artikel X Ab- 
Satz 1 und 2 des Brüsseler Übereinkommens wird jede 
Streitigkeit zwischen den Vertragsparteien über die Aus- 
legung oder Anwendung dieses Vertrages, die nidit durch 
Verhandlungen beigelegt werden kann, auf Antrag einer 
der Parteien einem Schiedsverfahren unterworfen. 

(2) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, 
indem jede Vertragspartei ein Mitglied bestellt und 
beide Mitglieder sich auf den Angehörigen eines dritten 
Staates als Obmann einigen, der von den Regierungen 
der beiden Vertragsparteien zu bestellen ist. Die Mit- 
glieder sind innerhalb von zwei Monaten, der Obmann 
innerhalb von drei Monaten zu bestellen, nachdem die 
eine Vertragspartei der anderen mitgeteilt hat, daß sie 
die Streitigkeit einem Schiedsgericht unterbreiten will. 


(3) Werden die in Absatz 2 genannten Fristen nicht ein- 
gehalten, so kann in Ermangelung einer anderen Verein- 
barung jede Vertragspartei den Präsidenten des Interna- 
tionalen Gerichtshofes bitten, die erforderlichen Ernen- 
nungen vorzunehmen. Besitzt der Präsident die Staats- 
angehörigkeit einer der beiden Vertragsparteien oder ist 
er aus einem anderen Grunde verhindert, so soll sein 
Vertreter die Ernennungen vornehmen. Besitzt auch der 
Vertreter die Staatsangehörigkeit einer der beiden Ver- 
tragsparteien oder ist auch er verhindert, so soll das im 
Range nächstfolgende Mitglied des Gerichtshofes, das 
nicht die Staatsangehörigkeit einer der beiden Vertrags- 
parteien besitzt, die Ernennungen vornehmen. 

(4) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehr- 
heit. Seine Entscheidungen sind bindend. Jede Vertrags- 
partei trägt die Kosten ihres Mitglieds sowie ihrer Ver- 
tretung in dem Verfahren vor dem Schiedsgericht; die 
Kosten des Obmanns sowie die sonstigen Kosten werden 
von den beiden Vertragsparteien zu gleichen Teilen ge- 
tragen. Das Schiedsgericht kann eine andere Kosten- 
regelung treffen. Im übrigen regelt das Schiedsgericht 
sein Verfahren selbst. 


Artikel 23 

Die Bestimmungen dieses Vertrages berühren nicht die 
Rechte, Ansprüche und Rechtsansichten der Vertrags- 
parteien hinsichtlich der Begrenzung des Küstenmeeres 
und hinsichtlich ihrer Zuständigkeit auf der Hohen See. 


Artikel 24 

Dieser Vertrag gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung der Portugiesischen Republik 
innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten des Ver- 
trages eine gegenteilige Erklärung abgibt. 


Artikel 25 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifi- 
kationsurkunden sollen so bald wie möglich in Lissabon 
ausgetauscht werden. 

(2) Dieser Vertrag tritt am Tage des Austausches der 
Ratifikationsurkunden in Kraft. 

Artikel 26 

Der Vertrag endet fünf Jahre nach Inkrafttreten, er 
verlängert sich stillschweigend jeweils um ein weiteres 


A r t i g o 22 

(1) Sem prejuizo das disposicöes dos nümeros 1 e 2 
do artigo X da Convencao de Bruxelas, todo o diferendo 
entre as partes contratantes, respeitante ä interpretacäo 
e aplicacäo do presente tratado, que näo possa ser regu- 
lado por negociac^öes, e submetido a arbitragem, a pedido 
de uma delas. 

(2) O tribunal arbitral sera constituido, para cada caso, 
nomeando cada uma das partes contratantes um dos 
ärbitros, os quais designaräo, de comum acordo, um outro 
ärbitro, que deverä ser cidadäo de um terceiro pais e que 
sera nomeado conjuntamente pelos governos das duas 
partes contratantes; os ärbitros escolhidos pelas partes 
deveräo ser nomeados no prazo de dois meses e o ärbitro 
de desempate no prazo de tres meses, a contar da data 
em que uma das partes contratantes tenha notificado a 
outra de que deseja submeter o diferendo a tribunal 
arbitral. 

(3) No caso dos prazos fixados no parägrafo 2 näo se- 
rem cumpridos, cada uma das partes contratantes poderä, 
na falta de qualquer outro acordo, solicitar ao presidente 
do Tribunal Internacional de Justica que proceda äs ne- 
cessärias nomeaeöes. No entanto, se esta entidade tiver 
a nacionalidade de qualquer das partes contratantes, ou 
se estiver impedida por qualquer outro motivo, caberä 
ao seu substituto fazer as nomeaeöes referidas. No caso 
do substituto tambem ter a nacionalidade de uma das 
partes contratantes ou tambem estar impedido por qual- 
quer outro motivo, as nomeaeöes caberäo ao membro do 
mesmo Tribunal que se siga na hierarquia e que näo te- 
nha a nacionalidade de qualquer das partes contratantes. 

(4) O tribunal arbitral decidirä por maioria de votos. 
As suas decisöes seräo obrigatörias. A cada uma das 
partes contratantes caberäo as despesas do respectivo 
ärbitro, bem como da respectiva representaeäo no pro- 
cesso apresentado ao tribunal arbitral Ambas as partes 
contratantes contribuiräo em partes iguais para as despe- 
sas do ärbitro de desempate e bem assim das demais 
despesas. O tribunal arbitral, porem, poderä regulär de 
modo diferente a forma de satisfazer as despesas. Ao 
tribunal arbitral caberä regulär o processo. 

Artigo 23 

As disposicöes deste tratado näo afectam os direitos, 
reivindicacöes e pontos de vista das partes contratantes 
quanto ä limitacäo do mar territorial e ä sua competen- 
cia no alto mar. 


Artigo 24 

O presente tratado valerä tambem para o "Land" Ber- 
lim, a menos que o Governo da Repüblica Federal da 
Alemanha se manifeste em sentido conträrio junto do 
Governo da Repüblica Porluguesa, dentro dos tres meses 
apös a entrada em vigor do presente tratado, 


Artigo 25 

(1) O presente tratado carece de ratificaeäo; os instru- 
mentos de ratificaeäo deveräo ser trocados o mais breve 
possivel na cidade de Lisboa. 

(2) O presente tratado entrarä em vigör na data da 
troca dos instrumentos de ratificaeäo, 

Artigo 26 

O presente tratado expira cinco anos apos a sua en- 
trada em vigor, prorrogando-se täcitamente por periodos 
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Jahr, sofern nicht eine der Vertragsparteien der Verlän- 
gerung spätestens sechs Monate vor Vertragsablauf 
widerspricht. 


ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmächtigten die- 
sen Vertrag unterschrieben. 


GESCHEHEN zu Bonn am 29. Januar 1971 in zwei 
Urschriften, jede in deutscher und portugiesischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


Für die Bundesrepublik Deuts-'hland 
Paul Frank 


Für die Portugiesische Republik 
Man uel Homem de Mello 


sucessivos de um ano, a näo ser que uma das partes 
contratantes se pronuncie contra essa prorrogacäo, o 
mais tardar seis meses antes da expiracäo do presente 
tratado. 


EM FE DO QUE, OS Plenipotenciärios firmaram o pre- 
sente tratado. 


FEITO em Bona, aos 29 de janeiro de 1971 em dois 
exemplares originais, cada um em idioma alemäo e em 
idioma portugues, sendo ambos os textos igualmente 
autenticos. 


Pela Repübiica Federal da Alemanha 
Paul Frank 


Pela Repübiica Portuguesa 
Manuel Homem de Mello 
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Artikel I Nummer 4, 5, 6, 7, 8; Artikel II; Artikel III Abs. 1 ; Artikel IV ; 
Artikel VIII; Artikel X Abs. 1 und 2 des Brüsseler Übereinkommens 

vom 25. Mai 1962 

über die Haftung der Inhaber von Reaktorschiffen 


Ar ti c 1 e I 

For the purposes of this Conven- 
tion, 

1 .— 3 .: ... 

4. “Operator" means the person 
authorized by the licensing State to 
operate a nuclear ship, or where a 
contracting State operates a nuclear 
ship, that State. 

5. "Nuclear fuel" means any mate- 
rial which is capable of producing 
energy by a self-sustaining process of 
nuclear fission and which is used or 
intended for use in a nuclear ship. 

6. "Radioactive products or waste“ 
means any material, including nuclear 
fuel, made radioactive by neutron ir- 
radiation incidental to the utilization 
of nuclear fuel in a nuclear ship. 


7. "Nuclear damage" means loss of 
life or personal injury and loss or 
damage to property which arises out 
of or results from the radioactive 
properties or a combination of radio- 
active properties with toxic, explosive 
or other hazardous properties of nu- 
clear fuel or of radioactive products 
or waste; any other loss, damage or 
expense so arising or resulting shall 
be included only if and to the extent 
that the applicable national law so 
provides. 


8. "Nuclear incident" means any 
occurrence or series of occurrences 
having the same origin which causes 
nuclear damage. 

9. — 12: ... 

A r t i c 1 e II 

(1) The Operator of a nuclear ship 
shall be absolutely liable for any 
nuclear damage upon proof that such 
damage has been caused by a nuclear 
incident involving the nuclear fuel of, 
or radioactive products or waste pro- 


Article premier 
Au sens de la presente Convention, 


1 .— 3 .: ... 

4. «Exploitant» signifie la personne 
autorisee par l’Etat dont emane la 
licence ä exploiter un navire nu- 
cleaire, ou l’Etat contractant qui ex- 
ploite un navire nucleaire. 

5. «Combustible nucleaire» signifie 
toute matiere permettant de produire 
de l'energie par une reaction en chai- 
ne de fission nucleaire et qui est uti- 
lisee ou destinee ä l'etre dans un na- 
vire nucleaire. 

6. « Produit ou dechet radioactif » 
signifie toute matiere, y compris le 
combustible nucleaire, rendue active 
par l'irradiation par les neutrons, du 
fait de l'utilisation de combustibles 
nucleaires ä bord d’un navire nu- 
cleaire. 

7. «Dommage nucleaire» signifie 
tout deces, dommage aux personnes, 
perte de biens ou dornmage aux biens 
qui provient ou resulte des proprietes 
radioactives ou d’une combinaison de 
ces proprietes et des proprietes toxi- 
ques, explosives ou autres proprietes 
dangereuses du combustible nucleaire 
ou de produits ou decliets radioactifs; 
toute autre perte, dommage ou depen- 
se qui en provient ou qui en resulte 
n’est couvert que dans le cas et dans 
la mesure oü le droit interne ap- 
plicable le prevoit. 


8. « Accident nucleaire» signifie tout 
fait ou toute succession de faits de 
meme origine qui cause un dommage 
nucleaire. 


9.— 12.: ... 

Ar fiele II 

(1) L'exploitant d'un navire nucle- 
aire est objectivement responsable de 
tout dommage nucleaire dont il est 
prouve qu'il a ete cause par un acci- 
dent nucleaire dans lequel sont im- 
pliques le rombustible nucleaire ou 


(Übersetzung) 
Artikel I 

Im Sinne dieses Übereinkommens 
haben die nachstehenden Ausdrücke 
folgende Bedeutung: 

1 .— 3 .: ... 

4. „Inhaber" bedeutet die Person, 
welcher der Genehmigungsstaat den 
Betrieb eines Reaktorschiffes erlaubt 
hat, oder, wenn ein Vertragsstaat ein 
Reaktorschiff betreibt, diesen Ver- 
tragsstaat. 

5. „Kernbrennstoff" bedeutet einen 
Stoff, der geeignet ist, durch einen sich 
selbst tragenden Kernspaltungsvor- 
gang Energie zu erzeugen, und der in 
einem Reaktorschiff verwendet wird 
oder verwendet werden soll. 

6. „Radioaktive Erzeugnisse oder 
Abfälle" bedeuten Stoffe einschließlich 
von Kernbrennstoffen, die infolge der 
Verwendung von Kernbrennstoffen in 
einem Reaktorschiff durch Neutronen- 
bestrahlung radioaktiv geworden sind. 

7. „Nuklearer Schaden" bedeutet die 
Tötung oder Körperverletzung eines 
Menschen und den Verlust oder die 
Beschädigung von Sachen, sofern der 
Schaden von den radioaktiven Eigen- 
schaften oder einer Verbindung der 
radioaktiven Eigenschaften mit gifti- 
gen, explosiven oder sonstigen gefähr- 
lichen Eigenschaften von Kernbrenn- 
stoffen oder radioaktiven Erzeugnis- 
sen oder AbfäP^n herrührt oder sich 
daraus ergibt; sonstige hiervon her- 
rührende oder sich hieraus ergebende 
Verluste, Schäden oder Aufwendungen 
sind nur eingeschlossen, wenn und so- 
weit das anzuwendende innerstaat- 
liche Recht dies vorsieht. 

8. „Nukleares Ereignis" bedeutet 
das einen nuklearen Schaden ver- 
ursachende Ereignis oder eine Reihe 
solcher aufeinanderfolgender Ereig- 
nisse desselben Ursprungs. 

9. — 12.; ... 

Artikel II 

(1) Der Inhaber eines Reaktorschiffs 
haftet ohne weitere Voraussetzungen 
für jeden nuklearen Schaden, wenn 
bewiesen wird, daß dieser Schaden 
durch ein nukleares Ereignis ver- 
ursacht worden ist, das auf Kernbrenn- 
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duced in, such ship. 


(2) Except as otherwise provided in 
this Convention no person other than 
the Operator shall be liable for such 
nuclear damage. 

(3) Nuclear damage suffered by the 
nuclear ship itself, its equipment, fuel 
or Stores shall not be covered by the 
operator's liability as defined in this 
Convention. 

(4) The operator shall not be liable 
with respect to nuclear incidents oc- 
curring betöre the nuclear fuel has 
been taken in Charge by him or after 
the nuclear fuel or radioactive pro- 
ducts or Waste have been taken in 
diarge by another person duly au- 
thorized by law and liable for any 
nuclear damage that may be caused 
by them. 

(5) If the operator proves that the 
nuclear damage resulted wholly or 
partially from an act or omission done 
with intent to cause damage by the 
individual who suffered the damage, 
the competent courts may exonerate 
the operator wholly or partially from 
his liability to such individual. 

(6) Notwithstanding the provisions 
of Paragraph 1 of this Article, the 
operator shall have a right of re- 
course: 

a) If the nuclear incident results from 
a personal act or omission done 
with intent to cause damage in 
which event recourse shall lie 
against the individual who has 
acted, or omitted to act, with such 
intentj 

b) If the nuclear incident occurred as 
a consequence of any wreckraising 
Operation, against the person or 
persons who carried out such 
Operation without the authority of 
the operator or of the State having 
licensed the sunken ship or of the 
State in whose waters the wreck 
is situated; 


c) If recourse is expressly provided 
for by contract. 

Article III paragraph 1 

(l) The liability of the operator as 
regards one nuclear ship shall be 
limited to 1,500 million francs in 
respect of any one nuclear incident, 
notwithstanding that the nuclear in- 
cident may have resulted from any 
fault or privity of the operator, such 
limit shall include neither any internst 
nor costs awarded by a court in ac- 


les produits ou dechets radioactifs de 
ce navire. 


(2) Aucune personne autre que l'ex- 
ploitant n’est responsable d'un tel 
dommage nucleaire, ä moins que la 
presente Convention n'en dispose au- 
trement. 

(3) Le dommage nucleaire subi par 
le navire nucleaire lui-meme, ses agres 
et apparaux, son combustible et ses 
provisions, n'est pas couvert par la 
responsabilite de l'exploitant deter- 
mine dans la presente Convention. 

(4) La responsabilite de l'exploitant 
ne s'etend pas aux accidents nucleai- 
res survenus avant la prise en Charge 
du combustible nucleaire par l'exploi- 
tant ni apres la prise en Charge du 
combustible ou des produits ou de- 
chets radioactifs par une autre per- 
sonne legalement autorisee et respon- 
sable de tout dommage nucleaire qui 
pourrait etre cause par ces matieres. 

(5) Si l'exploitant prouve que le 
dommage nucleaire resulte, en totalite 
ou en Partie, du fait que la personne 
physique qui l'a subi a agi ou omis 
d’agir dans l'intention de causer un 
dommage, les tribunaux competents 
peuvent exonerer l'exploitant de tout 
ou partie de sa responsabilite envers 
ladite personne. 

(6) Nonobstant les dispositions du 
paragraphe 1, l'exploitant a un droit 
de recours: 

a) Si l'accident nucleaire a ete provo- 
que par un fait personnel et volon- 
taire dans l'intention de causer un 
dommage; dans ce cas, le recours 
est exerce contre la personne phy- 
sique qui a agi ou qui a omis d’a- 
gir dans une teile Intention; 

b) Si l’accident nucleaire est la conse- 
quence de travaux de relevement 
de l'epave, contre la personne ou 
les personnes qui ont entrepris ces 
travaux sans l'autorisation de l'ex- 
ploitant ou de l'Etat dont emane 
la licence du navire coule, ou de 
l'Etat dans les eaux duquel l'epave 
se trouve; 


c) Si un recours a ete expressement 
prevu par contrat. 

Article III paragraphe 1 

(1) Le montant de la responsabilite 
de l'exploitant en ce qui concerne un 
meme navire nucleaire est limite ä 
1,5 milliard de francs pour un meme 
accident nucleaire, meme si celui-ci a 
eu lieu par une faute personnelle 
quelconque de l'exploitant; ce mon- 
tant ne comprend ni les interets ni les 
depens alloues par un tribunal dans 


Stoffe dieses Schiffes oder auf dem 
Schiff erzeugte radioaktive Erzeug- 
nisse oder Abfälle zurückzuführen ist. 

(2) Soweit nicht in diesem Überein- 
kommen etwas anderes bestimmt ist, 
haftet für einen solchen nuklearen 
Schaden niemand außer dem Inhaber. 

(3) Ein nuklearer Schaden, den das 
Schiff selbst, seine Ausrüstung oder 
seine Brennstoff- und sonstigen Vor- 
räte erleiden, fällt nicht unter die 
Haftung des Inhabers nach diesem 
Übereinkommen. 

(4) Der Inhaber haftet nicht für 
nukleare Ereignisse, die eintreten, be- 
vor er die Kernbrennstoffe übernom- 
men hat oder nachdem die Kernbrenn- 
stoffe oder radioaktiven Erzeugnisse 
oder Abfälle von einer anderen Per- 
son übernommen worden sind, die 
dazu gesetzlich ermächtigt ist und für 
den durch diese Stoffe verursachten 
nuklearen Schaden haftet. 

(5) Beweist der Inhaber, daß der 
nukleare Schaden ganz oder teilweise 
durch eine mit Schädigungsabsicht be- 
gangene Handlung oder Unterlassung 
einer verletzten natürlichen Person 
verursacht worden ist, so können die 
zuständigen Gerichte den Inhaber von 
seiner Haftung gegenüber dieser Per- 
son ganz oder teilweise befreien. 

(6) Ungeachtet des Absatzes 1 hat 
der Inhaber das Recht des Rückgriffs, 


a) wenn das nukleare Ereignis die 

Folge einer in Schädigungsabsicht 
begangenen Handlung oder Unter- 
lassung ist, und zwar gegen die 
natürliche Person, welche die 

Handlung oder Unterlassung mit 
solcher Absich^ begangen hat; 

b) wenn das nukleare Ereignis als 

Folge der Bergung eines Wracks 
eingetreten ist, gegen die Person 
oder Personen, welche die Ber- 
gungsarbeiten ohne Erlaubnis des 
Inhabers oder des Staates, der die 
Betriebsgenehmigung für das ge- 
sunkene Schiff erteilt hat, oder des 
Staates, in dessen Hoheitsgewäs- 

sern sich das Wrack befindet, aus- 
geführt haben; 

c) wenn der Rückgriff vertraglich aus- 
drücklich vereinbart ist. 

Artikel III Absatz 1 

(1) Die Haftung des Inhabers ist für 
jecies Reaktorschiff auf 1.500 Millionen 
Franken wegen jedes einzelnen nu- 
klearen Ereignisses beschränkt, selbst 
wenn das Ereignis auf einem Ver- 
schulden des Inhabers beruht; dieser 
Betrag umfaßt nicht Zinsen und Ko- 
sten, die von einem Gericht in einem 
Schadensersatzprozeß nach diesem 
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tlons for compensation under this Con- 
vention. 

(2)~-(4): ... 

Article IV 

Whenever both nuclear damage and 
damage other than nuclear damage 
have been caused by a nuclear inci- 
dent and one or more other occur- 
rences and the nuclear damage and 
such other damage are not reasonably 
separable, the entire damage shall, for 
the purposes of this Convention, be 
deemed to be the nuclear damage 
exclusively caused by the nuclear in- 
cident. However, where damage is 
caused jointly by a nuclear incident 
covered by this Convention and by an 
emission of ionizing radiation or by 
an emission of ionizing radiation in 
combination with the toxic, explosive 
or other hazardous properties of the 
source of radiation not covered by it, 
nothing in this Convention shall limit 
or otherwise affect the liability, either 
as regards the victims or by way of 
recourse or contribution, of any person 
who may be held liable in connection 
with the emission of ionizing radia- 
tion or by the toxic, explosive or 
other hazardous properties of the 
source of radiation not covered by 
this Convention. 


Article VIII 

No liability under this Convention 
shall attach to an operator in respect 
to nuclear damage caused by a nuclear 
incident directly due to an act of war, 
hostilities, civil war or insurrection. 


Article X 

(1) Any action for compensation 
shall be brought, at the Option of the 
claimant, either before the courts of 
the licensing State or before the courts 
of the contracting State or States in 
whose territory nuclear damage has 
been sustained. 

(2) If the licensing State has been 
or might be called upon to ensure the 
payment of claims for compensation 
in accordance with paragraph 2 of 
Article III of this Convention, it may 
intervene as party in any proceedings 
brought against the operator. 

(3) :... 


une action en reparation intentee en 
vertu de la presente Convention. 

(2)-(4): ... 


Article IV 

Lorsqu'un dommage nucleaire et un 
dommage non nucleaire sont causes 
par un accident nucleaire ou conjoin- 
tement par un accident nucleaire et 
un ou plusieurs autres evenements, 
Sans qu'il soit possible de determiner 
avec certitude le dommage nucleaire 
et le dommage non nucleaire, la to- 
talite du dommage est consideree, aux 
fins de la presente Convention, com- 
me un dommage nucleaire cause par 
l'accident nucleaire. Toutefois, lors- 
qu'un dommage est cause conjointe- 
ment par un accident nucleaire vise 
par la presente Convention et par une 
toission de rayonnements ionisants 
ou par une emission de rayonnements 
ionisants en combinaison avec les 
proprietes toxiques, explosives et au- 
tres proprietes dangereuses de la 
source de rayonnements non visee 
par eile, aucun disposition de la pre- 
sente Convention ne limite ni n'affec- 
te autrement la responsabilite, envers 
les victimes ou par voie de recours 
ou de contribution, de toute personne 
qui pourrait etre tenue responsable 
du fait de l'emission de rayonnements 
ionisants ou des proprietes toxiques, 
explosives et autres proprietes dange- 
reuses de la source de rayonnements 
non visee par la presente Convention. 


Article VIII 

L'exploitant n’est pas responsable 
en vertu de la presente Convention 
d’un dommage nucleaire cause par un 
accident nucleaire resultant directe- 
ment d'un acte de guerre, d’hostilites, 
d’une guerre civile ou d'une insurrec- 
tion. 


Article X 

(1) Toute action en reparation est 
intentee, au choix du demandeur, soit 
devant les tribunaux de l'Etat dont 
emane la licence, soit devant les tri- 
bunaux de l'Etat contractant ou des 
Etats contractants sur le territoire du- 
quel ou desquels le dommage nu- 
cleaire a ete subi. 

(2) Si l'Etat dont emane la licence 
a ete ou peut etre appele ä assurer le 
paiement des indemnites conforme- 
ment au § 2 de l'article III de la pre- 
sente Convention, il a le droit d'inter- 
venir en qualite de partie dans toute 
procedure engagee contre Texploitamt. 

(3) : ... 


Übereinkommen zugesprochen werden. 

(2)~-(4): ... 

Artikel IV 

Werden durch ein nukleares Ereig- 
nis oder gemeinsam durch ein nukle- 
ares Ereignis und ein oder mehrere 
andere Ereignisse sowohl ein nukle- 
arer als auch ein niditnuklearer Scha- 
den verursacht und lassen sich der 
nukleare und der nichtnukleare Scha- 
den nicht hinreichend sicher trennen, 
so gilt für die Zwecke dieses Über- 
einkommens der gesamte Schaden als 
ein ausschließlich durch das nukleare 
Ereignis verursachter nuklearer Scha- 
den. Wird jedoch ein Schaden gemein- 
sam durch ein nukleares Ereignis im 
Sinne des Übereinkommens und durch 
ionisierende Strahlung oder durch 
ionisierende Strahlung in Verbindung 
mit giftigen, explosiven oder sonsti- 
gen gefährlichen Eigenschaften der 
nicht unter das Übereinkommen fal- 
lenden Strahlenquellen verursacht, 
so wird die gegenüber den Geschädig- 
ten oder im Wege des Rückgriffs oder 
als Ausgleichsanspruch bestehende 
Haftung von Personen, die im Zusam- 
menhang mit der Aussendung ioni- 
sierender Strahlen oder wegen der 
giftigen, explosiven oder sonstigen ge- 
fährlichen Eigenschaften der nicht un- 
ter das Übereinkommen fallenden 
Strahlenquellen haftbar gemacht wer- 
den können, durch das Übereinkom- 
men weder eingeschränkt noch in son- 
stiger Weise berührt. 

Artikel VIII 

Der Inhaber haftet nach diesem 
Übereinkommen nicht für einen nukle- 
aren Schaden, der durch ein unmittel- 
bar auf eine Kriegshandlung, auf 
Feindseligkeiten, auf einen Bürger- 
krieg oder auf einen Aufstand zurück- 
zuführendes nukleares Ereignis ver- 
ursacht worden ist. 

Artikel X 

(1) Schadenersatzklagen sind nach 
Wahl des Klägers entweder bei den 
Gerichten des Genehmigungsstaats 
oder bei den Gerichten des oder der 
Vertragsstaaten zu erheben, in deren 
Hoheitsgebiet der nukleare Schaden 
eingetreten ist. 

(2) Ist von dem Genehmigungsstaat 
verlangt worden, daß er die Erfüllung 
von S^adenersatzansprüchen nach Ar- 
tikel III Absatz 2 sicherstellt, oder 
könnte dies von ihm verlangt werden, 
so kann er jedem Verfahren beitreten, 
das gegen den Inhaber anhängig ist. 

(3) : ... 
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Denkschrift 


L Allgemeines 

Das erste deutsche Reaktorschiff, die „Otto Hahn", 
ist 1968 fertiggestellt worden. 

Reeder des Schiffes ist die Gesellschaft für Kern- 
energieverwertung in Schiffbau und Schiffahrt mbH, 
Hamburg, an deren Finanzierung der Bund mit 
90 V. H. und die vier Küstenländer (Niedersachsen, 
Schleswig-Holstein, Hamburg und Bremen) mit 
lOv. H. beteiligt sind. Der Bau des Schiffes ist von 
der Europäischen Atomgemeinschaft gefördert wor- 
den. 

Anfang 1969 wurde das Schiff in Betrieb genommen. 
Nach erfolgreichen Forschurigs- und Erprobungs- 
fahrten wird es seit Februar 1970 für den Transport 
von Massengütern verwendet. Das macht das Be- 
fahren fremder Hoheitsgewässer und Häfen er- 
forderlich. 

Eine feste Völkerrechtspraxis bezüglich des Rechtes 
der friedlichen Durchfahrt („innocent passage") 
fremder Hoheitsgewässer durch Reaktorsdhffe hat 
sich noch nicht gebildet. Die Mehrheit der Staaten 
macht das Befahren ihrer Hoheitsgewässer und das 
Anlaufen ihrer Häfen von einer ausdrücklichen vor- 
herigen Zustimmung abhängig. Einen Präzedenzfall 
für die internationale Praxis hat das unter der 
Flagge der Vereinigten Staaten fahrende reaktor- 
getriebene Handelsschiff „Savannah" gesetzt. Die 
Regierung der Vereinigten Staaten von Nordamerika 
hat in den Jahren 1963 bis 1965 mit etwa 15 Staaten, 
darunter auch mit der Bundesrepublik Deutschland, 
Besuchsabkommen geschlossen, um dem Schiff die 
Einfahrt in fremde Hoheitsgewässer zu ermöglichen. 
Diese Verträge regeln, weitgehend übereinstimmend, 
neben den nautischen und sicherheitstechnischen 
Fragen die Freistellung durch die amerikanische Re- 
gierung für nukleare Schadensfälle bis zu einem 
Höchstbetrag von 500 Millionen Dollar für jedes 
nukleare Schadensereignis. 

Um einheitliche Regeln über die Haftung der In- 
haber von Reaktorschiffen zu schaffen und die Not- 
wendigkeit zu vermeiden, im Einzelfall zahlreiche 
bilaterale Vereinbarungen abschließen zu müssen, 
wurde auf der elften Sitzung der Diplomatischen 
Seerechtskonferenz am 25. Mai 1962 in Brüssel das 
Übereinkommen über die Haftung der Inhaber von 
Reaktorschiffen (im folgenden „Brüsseler Überein- 
kommen" genannt) verabschiedet. 

Das Übereinkommen ist von Portugal ratifiziert 
worden. Madagaskar und die Demokratische Repu- 
blik Kongo sind ihm beigetreten. Die Niederlande 
haben das Ratifizierungsverfahren bereits eingelei- 
tet. Andere Staaten scheinen grundsätzlich nicht 
abgeneigt, das Übereinkommen zu ratifizieren. Auch 
die Bundesregierung erwägt diesen Schritt. Nach 
Ratifizierung durch die Bundesrepublik würde das 
Übereinkommen in Kraft treten. Bis danach eine 
genügende Zahl von Staaten Vertragsparteien ge- 
worden sind, wird es jedoch notwendig sein, der 


„Otto Hahn" den Weg in fremde Hoheitsgewässer 
und Häfen — ähnlich wie im Falle der „Savan- 
nah" — entweder in einem vereinfachten diploma- 
tischen Verfahren durch bloßen Notenwechsel oder 
aber durch den Abschluß bilateraler Verträge mit 
den in Aussicht genommenen Staaten zu eröffnen. 

Im vereinfachten diplomatischen Verfahren sind der 
„Otto Hahn" bereits von mehreren Staaten Anlauf- 
genehmigungen erteilt worden. Auf der Grundlage 
solcher Genehmigungen hat das Schiff Häfen in 
Marokko, Tunesien, Togo, Senegal und dem Iran 
angelaufen. Die Besuche haben in diesen Staaten 
große Beachtung gefunden und den fortschrittlichen 
Stand der deutschen Kernenergietechnik demon- 
striert. 

Verhandlungen über den Abschluß bilateraler Ver- 
träge — sog. „Otto Hahn"-Abkommen — hat die 
Bundesrepublik u. a. mit den Niederlanden, Liberia, 
Argentinien und Norwegen geführt. Das aufgrund 
der Verhandlungen mit den Niederlanden abge- 
schlossene „Otto Hahn" -Abkommen ist von beiden 
Seiten ratifiziert worden und am 18. März 1971 in 
Kraft getreten. Ein entsprechender Vertrag ist im 
Mai 1970 mit der Republik Liberia abgeschlossen 
worden. Das Zustimmungsgesetz ist dem Bundestag 
bereits zugeleitet worden. Die Verhandlungen über 
„Otto Hahn" -Abkommen mit Argentinien und Nor- 
wegen stehen vor dem Abschluß. 

Da der Reeder der „Otto Hahn" beabsichtigt, portu- 
giesische Häfen zum Laden von Eisenerz anzulau- 
fen, wurden auch mit der Portugiesischen Republik 
Verhandlungen aufgenommen. Portugal bestand auf 
dem Abschluß eines förmlichen Besuchsabkommens. 
Nach längeren Verhandlungen konnte Einigung über 
den vorliegenden Vertrag erzielt werden. 

Er ist ähnlich aufgebaut wie die bereits erwähnten 
Verträge mit den Niederlanden und Liberia: 

Artikel 1 enthält Begriffsbestimmungen. Die Arti- 
kel 2 bis 13 enthalten die allgemeinen schiffahrts- 
und sicherheitstechnischen Bestimmungen. Sie tragen 
insbesondere den portugiesischen Sicherheitsinter- 
essen Rechnung. Die Artikel 14 bis 18 enthalten die 
Vorschriften über die Haftung für eventuelle Scha- 
densfälle und über die Sicherstellung der entspre- 
chenden Ansprüche durch die Bundesrepublik 
Deutschland. Artikel 19 regelt den Gerichtsstand 
sowie die Anerkennung und Vollstreckung der Ent- 
scheidungen. Artikel 20 legt den Anwendungs- 
bereich des Vertrages fest. Die Artikel 21 bis 26 
enthalten allgemeine und Schlußbestimmungen. 

II. Besonderes 

Zu Artikel 1 

Artikel 1 enthält Definitionen einiger im Vertrag 
häufig gebrauchter Begriffe. Der in a) enthaltenen 
Definition des Begriffs „portugiesische Gewässer" 
liegt ein Kompromiß zugrunde. Portugal beansprucht 
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Hoheitsgewässer von 6 Seemeilen und eine An- 
schlußzone von weiteren 6 Seemeilen. Dieser An- 
spruch gilt auch für die überseeischen Provinzen 
Angola, Guinea und Mosambik. Die Bundesrepublik 
erkennt diese Erweiterung der Hoheitsgewässer 
über die 3 Seemeilengrenze hinaus und die Inan- 
spruchnahme einer besonderen Anschlußzone nicht 
als völkerrechtlich wirksam an. Unbeschadet dieses 
Rechtsstandpunktes hat sie jedoch ihren Schiffen 
empfohlen, die von Portugal beanspruchten Gren- 
zen zu beachten. Dementsprechend heißt es in der 
Überschrift des Vertrages und im Vertragstext nicht 
„portugiesische Hoheitsgewässer'', sondern nur 
„portugiesische Gewässer". Diese werden definiert 
mit 12 Seemeilen, gemessen von der Basislinie, 
wie sie nach dem Genfer Übereinkommen von 1958 
über das Küstenmeer und die Anschlußzone er- 
mittelt wird. Um keine Zweifel an dem Rechtsstand- 
punkt der Bundesrepublik aufkommen zu lassen, ist 
ein besonderer Artikel 23 eingefügt worden, der 
ausdrücklich betont, daß die für diesen Vertrag 
gefundene Lösung keine generelle Anerkennung 
der portugiesischen Ansprüche bedeutet. 

Zu Artikel 2 

Artikel 2 Abs. 1 beruht auf der Annahme, daß sich 
für Reaktorschiffe ein Recht der friedlichen Durch- 
fahrt, wie es von der Völkerrechtspraxis für Han- 
delsschiffe allgemein anerkannt ist, noch nicht ge- 
bildet hat, und geht daher vom Erfordernis einer 
ausdrücklichen vorherigen Zustimmung der portu- 
giesischen Regierung aus. Die Fassung stellt klar, 
daß eine einmal erteilte Anlaufgenehmigung nicht 
für die gesamte Vertragsdauer gilt, sondern jedes 
Anlaufen einer erneuten Genehmigung bedarf. Diese 
Klarstellung entspricht einem ausdrücklichen portu- 
giesischen Wunsch. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung unterwirft den Vertrag grundsätz- 
lich dem Internationalen Übereinkommen von 1960 
zum Schutze des menschlichen Lebens auf See (im 
folgenden dem internationalen Sprachgebrauch ge- 
mäß als „SOLAS" — Safety of Life at Sea — Über- 
einkommen bezeichnet). Das SOLAS-Übereinkommen 
ist die Anlage A der Schlußakte der Internationalen 
Konferenz von 1960 zum Schutz des menschlichen 
Lebens auf See und enthält im Kapitel VIII beson- 
dere Regeln für Reaktorschiffe. Die in der Vor- 
schrift ebenfalls erwähnte Anlage C der Schlußakte 
der Internationalen Konferenz von 1960 zum Schutze 
des menschlichen Lebens auf See hat besondere 
Empfehlungen für Reaktorschiffe zum Inhalt. Beide 
Anlagen sind für die Bundesrepublik und die Portu- 
giesische Republik bereits in Kraft getreten. 

Zu Artikel 4 

Artikel 4 bestätigt das Recht der portugiesischen 
Seite, bestimmte Häfen und Ankerplätze, die das 
Schiff benutzen kann, festzulegen. 

Regel 11 des Kapitels VIII SOLAS bestimmt, daß 
Reaktorschiffe vor dem Einlaufen in die Häfen sowie 
in den Häfen selbst einer besonderen Kontrolle 


unterzogen werden, um festzustellen, ob sich das in 
der Regel vorgesehene besondere Sicherheitszeug- 
nis für Reaktorschiffe an Bord befindet und daß 
weder auf See noch im Hafen eine unzulässige 
Strahlung oder sonstige nukleare Gefährdung be- 
steht. 

Zu Artikel 5 

Die Bestimmung regelt Fragen des Verfahrens zur 
Erlangung der Besuchserlaubnis. 

Regel 7 des Kapitels Vlll SOLAS beschreibt den 
Sicherheitsbericht, der vom Reeder zur Beurteilung 
der Kernenergieanlage und der Sicherheit des Schif- 
fes anzufertigen ist. Er enthält eine ausführliche 
technische Beschreibung des Schiffes, insbesondere 
hinsichtlich des Reaktorbetriebes. 

Regel 8 beschreibt die Bedienungsanweisung, die 
zur Unterrichtung und Anleitung des Betriebsperso- 
nals bei der Wahrnehmung aller den Betrieb der 
Kernenergieanlage betreffenden und für die Sicher- 
heit besonders wichtigen Aufgaben jederzeit an 
Bord des Schiffes mitgeführt werden muß. 

Zu Artikel 6 

Die Bestimmung grenzt die Verpflichtungen des 
Kapitäns und die Befugnisse der zuständigen portu- 
giesischen Behörden ab. 

Zu Artikel 7 

Der „normale Zugang" zum Schiff betrifft Inspek- 
tionen durch die Sicherheits-, Gesundheits-, Steuer-, 
Zoll- und ähnliche Behörden. 

Die in dem Artikel erwähnten besonderen Kontrol- 
len gemäß Regel 11 sind bereits oben zu Artikel 4 
erläutert. Die besonderen Kontrollen gemäß den 
Empfehlungen von Anlage C der Schlußakte der 
Internationalen Konferenz von 1960 zum Schutz des 
menschlichen Lebens auf See sind in Ziffer 11 dieser 
Anlage aufgeführt. 

Zu Artikel 8 

Die Begriffe „radioaktive Erzeugnisse oder Abfälle" 
sind Artikel I des Brüsseler Übereinkommens ent- 
nommen und werden dort als Stoffe bestimmt, die 
infolge der Verwendung von Kernbrennstoffen in 
einem Reaktorschiff durch Neutronenbestrahlung 
radioaktiv gemacht worden sind (vgl. auch Ar- 
tikel 14). 

Zu Artikel 9 

Artikel 9 behandelt die Voraussetzungen, unter 
denen Wartungsarbeiten, Reparaturen und Dienst- 
leistungen an der nuklearen Anlage des Schiffes in 
portugiesischen Häfen und Gewässern durchgeführt 
werden dürfen. Unter „Reparaturen von besonderer 
Bedeutung" im Sinne von Artikel 9 Absatz 2 sind 
Reparaturen von einem gewissen Gefährlichkeits- 
grad zu verstehen. 

Zu Artikel 10 

Die Bestimmung gibt im wesentlichen den Inhalt der 
Regel 12 des Kapitels VIII SOLAS wieder. 
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Zu Artikel 11 

Artikel 11 berücksichtigt das portugiesische Inter- 
esse an einer uneingeschränkten Zuständigkeit por- 
tugiesischer Behörden für die Gelahrenabwehr. 

Zu Artikel 12 

Artikel 12 regelt den Fall eines Sthiffsunglücks, das 
keine nukleare Ursache hat. Wie bei jedem konven- 
tionellen Schiff besteht auch bei einem Reaktor- 
schiff die Möglichkeit, daß es havariert, dabei stran- 
det oder untergeht. Die Beseitigung eines Reaktor- 
schiffes bzw. Wracks erfordert jedoch wegen der 
Möglichkeit eines nuklearen Schadens besondere 
Maßnahmen. 

Zu Artikel 13 

Artikel 13 betrifft sonstige Fälle, in denen die 
Sicherheit des Schiffes und seiner Umgebung ge- 
fährdet ist. Ebenso wie Artikel 12 entspricht diese 
Bestimmung der Regelung des „Otto Hahn“ -Abkom- 
mens mit den Niederlanden (Artikel 11 und 12). 

Zu Artikel 14 

Artikel 14 verweist — wie schon Artikel 13 des 
„Otto Hahn" -Abkommens mit den Niederlanden 
und Artikel 12 des Abkommens mit Liberia — wegen 
bestimmter Begriffe auf das Brüsseler Übereinkom- 
men. Das ist zweckmäßig; denn die Verwendung 
international gebräuchlicher Begriffe dient der 
Rechtsklarheit und damit der Rechtssicherheit. 

Da das Brüsseler Übereinkommen für die Bundes- 
republik Deutschland noch nicht in Kraft getreten 
ist, werden die in Artikel 14 und 15 in bezug ge- 
nommenen Bestimmungen des Übereinkommens 
ebenfalls veröffentlicht. 

Zu Artikel 15 

Die Bestimmung verweist bezüglich der Haftung 
des Reeders, des Gerichtsstandes und der Beteili- 
gung der Bundesrepublik Deutschland an einem ge- 
richtlichen Verfahren grundsätzlich auf die Regeln 
des Brüsseler Übereinkommens. 

Der in Artikel 15 für anwendbar erklärte Artikel II 
des Brüsseler Übereinkommens bestimmt in Ab- 
satz 1, daß der Inhaber eines Reaktorschiffes für 
jeden nuklearen Schaden ohne Rücksicht auf sein 
Verschulden haftet. In Übereinstimmung mit dem 
Gesetz über die friedliche Verwendung der Kern- 
energie und den Schutz gegen ihre Gefahren (Atom- 
gesetz) vom 23. Dezember 1959 (Bundesgcsetzbl. I, 
S. 814), zuletzt geändert durch das Kostenermächti- 
gungs-Anderungsgesetz vom 23. Juni 1970 (Bundes- 
gesetzbl. I, S. 805), besteht daher eine absolute Ge- 
fährdungshaftung des Inhabers des Schiffes. Diese 
umfaßt — im wesentlichen in Übereinstimmung mit 
dem deutschen Recht (vgl. § 38 Abs. 2 Satz 1 in Ver- 
bindung mit § 36 Abs. 2 Nr. 1 Atomgesetz) — nicht 
Schäden am Schiff selbst, seiner Ausrüstung und 
seinen Vorräten. 

Im übrigen weicht die Haftung nach Artikel II des 
Brüsseler Übereinkommens vor allem in den folgen- 
den Punkten vom deutschen Atomrecht ab: 


1. Für das Brüsseler Übereinkommen gilt nach Ar- 
tikel II Abs. 2 das System der sog. „rechtlichen 
Kanalisierung" der Haftung auf den Inhaber des 
Reaktorschilfes. Danach ist — von wenigen Aus- 
nahmen abgesehen — keine Person außer dem 
Inhaber des Reaktorschiffes für einen nuklearen 
Schaden haftbar. Die Bundesregierung ist der Auf- 
fassung, daß mit der Übernahme der rechtlichen 
Kanalisierung in den vorliegenden Vertrag nur 
den portugiesischen Wünschen und Vorstellungen 
gefolgt wird, im übrigen aber keine präjudizie- 
rende Wirkung für die deutsche innerstaatliche 
Gesetzgebung verbunden ist. 

2. Während nach § 25 des Atomgesetzes der Schaden 
durch die Wirkung eines Kernspaltungsvorgangs 
oder die Strahlen eines radioaktiven Stoffes ver- 
ursacht sein muß, haftet der Schiffsinhaber nach 
der Definition des „Nuklearen Schadens" im Brüs- 
seler Übereinkommen auch für Schäden, die sich 
aus der Verbindung von radioaktiven Eigenschaf- 
ten mit sonstigen gefährlichen Eigenschaften der 
Stoffe ergeben. 

3. Während nach dem Atomgesetz keine Haftung 
des Inhabers gegenüber Zulieferern und Verrich- 
tungsgehilfen besteht (§ 38 Abs. 2 Satz 1 in Ver- 
bindung mit § 36 Abs. 2 Nr. 2 Atomgesetz), sieht 
das Brüsseler Übereinkommen keinen derartigen 
Haftungsausschluß vor. 

4. Während nach § 27 des Atomgesetzes ein mil- 
wirkendes Verschulden des Verletzten nach Maß- 
gabe des § 254 BGB zu berücksichtigen ist, kann 
sich nach Artikel II Abs. 5 des Brüsseler Über- 
einkommens der Inhaber des Reaktorschiffes 
gegenüber den Ansprüchen des Verletzten nur 
darauf berufen, daß dieser in der Absicht gehan- 
delt hat, Schaden herbeizuführen. 

Der in Artikel 15 des Vertrages weiterhin für an- 
wendbar erklärte Artikel III Abs. 1 des Brüsseler 
Übereinkommens beschränkt die Haftung des Inha- 
bers des Reaktorschiffes für jedes nukleare Ereignis 
auf einen Betrag, dessen Umrechnung in Deutsche 
Mark ca. 400 Millionen DM ergibt und der in Ar- 
tikel 15 nochmals ausdrücklich auf 400 Millionen DM 
begrenzt worden ist. Diese Regelung bedeutet ge- 
genüber dem Atomgesetz, das eine Haftung bis zu 
500 Millionen DM vorsieht, eine Herabsetzung des 
Haftungshöchstbetrages. 

Eine weitere Haftungsmilderung gegenüber dem 
deutschen Recht bedeutet auch die Anwendbarkeit 
des Artikels VIII des Brüsseler Übereinkommens, 
der die Haftung des Inhabers für nukleare Schäden, 
die unmittelbar auf Maßnahmen eines Krieges, auf 
Feindseligkeiten, einen Bürgerkrieg oder einen Auf- 
stand zurückzuführen sind, ausschließt. 

Durch die Verweisung auf Artikel X Abs. 1 des 
Brüsseler Übereinkommens wird festgelegt, daß 
Schadensersatzklagen wahlweise vor Gerichten der 
Bundesrepublik Deutschland (Genehmigungsstaat) 
oder der Portugiesischen Republik (Staat in dessen 
Hoheitsgebiet der nukleare Schaden erlitten wird) 
erhoben werden können. Die Anwendung von Ar- 
tikel X Abs. 2 des Brüsseler Übereinkommens gibt 
der Bundesrepublik Deutschland das Recht, sich bei 
solchen Klagen gegen den Inhaber der „Otto Hahn" 
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an dem Verfahren zu beteiligen, sofern sie nach Ar- 
tikel 17 des Vertrages zur Freistellung verpflichtet 
ist. 

Zu Artikel 16 

Die Bestimmung übernimmt die Grundsätze der in 
Artikel V des Brüsseler Übereinkommens enthalte- 
nen Regelung der Verjährung in den Vertrag. Dabei 
ist die Frist in Absatz 3 mit 5 Jahren um 3 Jahre 
länger als die zweijährige Frist in § 32 des Atom- 
gesetzes und um 2 Jahre länger als die in Artikel V 
des Brüsseler Übereinkommens vorgesehene Min- 
destfrist von 3 Jahren. Diese Regelung entspricht 
einem ausdrücklichen portugiesischen Wunsch und 
soll der Tatsache Rechnung tragen, daß Schäden in 
den überseeischen Provinzen Portugals in der Regel 
nur unter gewissen Verzögerungen geltend gemacht 
werden können. Andererseits sind die Fristen in 
Absatz 1 (10 Jahre) und Absatz 2 (20 Jahre) erheb- 
lich kürzer als die dreißigjährige Frist des Atom- 
gesetzes. Daraus ergibt sich insgesamt eine Besser- 
stellung des Inhabers. 

Zu Artikel 17 

In Übereinstimmung mit dem Atomgesetz (§ 36) und 
Artikel III Abs. 2 des Brüsseler Übereinkommens 
sieht der Vertrag eine Freistellungsverpflichtung des 
Bundes für Schadensersatzansprüche Dritter gegen 
den Schiffsinhaber vor. Ebenso wie die Haftung des 
Inhabers in Artikel 15 ist auch die Freistellung durch 
die Bundesrepublik auf 400 Millionen DM be- 
schränkt, während sie nach § 36 des Atomgesetzes 
500 Millionen DM beträgt. Da, wie oben zu Arti- 
kel 15 ausgeführt, die Haftung des Inhabers des 
Schiffes teilweise weiter geht als nach dem Atom- 
gesetz, bezieht sich auch die Freistellung auf diese 
weiter gehenden Ansprüche. Im übrigen bedeutet 
die Vorschrift keine Änderung der Rechtslage ge- 
genüber § 36 des Atomgesetzes, der sich auch auf 
Schadensersatzverpfliditungen nach ausländischem 
Recht erstreckt. 

Zu Artikel 18 

Im Internationalen Übereinkommen vom 10. Oktober 
1957 über die Beschränkung der Haftung der Eigen- 
tümer von Seeschiffen ist entsprechend den natio- 
nalen Vorschriften eine Beschränkung der Reeder- 
haftung auf den Wert des Schiffes und seiner 
Ladung oder bestimmte Beträge vorgesehen. Eine 
derartige Beschränkung der Haftung würde den be- 
sonderen Gefahren, die von einem Reaktorschiff 
ausgehen, nicht gerecht werden. Artikel 18 erklärt 
daher diese Beschränkung der Reederhaftung auf 
Schadensersatzansprüche nach dem Vertrag für nicht 
anwendbar. 

Zu Artikel 19 

Da zwischen der Bundesrepublik und der Portugie- 
sischen Republik kein Vollstreckungsabkommen be- 


steht, mußten in das Abkommen Vorschriften über 
die Anerkennung und Vollstreckung rechtskräftiger 
Entscheidungen portugiesischer Gerichte in der Bun- 
desrepublik aufgenommen werden. 

Artikel 19 Abs. 1 und 2 stellt sicher, daß ein rechts- 
kräftiges portugiesisches Urteil, das wegen eines 
durch die „Otto Hahn" verursachten nuklearen 
Schadens erstritten worden ist, in der Bundesrepu- 
blik anerkannt wird, es sei denn, daß eine der in 
Absatz 2 genannten Ausnahmen vorliegt. Die Rege- 
lung entspricht Artikel XI Abs. 4 a des Brüsseler 
Übereinkommens. 

Artikel 19 Absatz 3 und 4 gleicht inhaltlich Arti- 
kel XI Abs. 4 b und c des Brüsseler Übereinkommens 
und gewährleistet die Vollstreckbarkeit der nach Ar- 
tikel 18 anerkannten portugiesischen Urteile. 

Zu Artikel 20 

Artikel 20 legt den Anwendungsbereich des Ver- 
trages fest. Der Begriff „portugiesische Gewässer" 
ist in Artikel 1 des Vertrages definiert. 

Zu Artikel 21 

Diese Vorschrift betrifft in erster Linie eine Ratifi- 
zierung des Brüsseler Übereinkommens oder eine 
Änderung der innerstaatlichen Gesetze über die 
Reaktorschi tfahrt durch die Vertragsstaaten. 

Zu Artikel 22 

Die Schiedsklausel enthält im wesentlichen den für 
zweiseitige Verträge der Bundesrepublik üblichen 
Text. 


Zu Artikel 23 

Wie schon bei Artikel 1 erwähnt wurde, soll Ar- 
tikel 23 klarstellen, daß die Bundesrepublik durch 
diesen Vertrag nicht die portugiesischen Ansprüche 
auf Hoheitsgewässer von 6 Seemeilen und eine An- 
schlußzone von weiteren 6 Seemeilen anerkennt. 

Zu Artikel 24 

Dieser Artikel enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 25 

Da der Vertrag in Bonn unterzeichnet worden ist, 
sollen die Ratifikationsurkunden in Lissabon ausge- 
tauscht werden. 

Zu Artikel 26 

Die Regelung der Vertragsdauer in Artikel 26 ent- 
spricht einem Vorschlag des Bundesministers der 
Finanzen. 
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